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„Und die EU schweigt“
Weltflüchtlingstag: Luxemburger Flüchtlingsrat wiederholt seine Forderungen an die europäischen Regierungen

Von Michèle Gantenbein

Ein Flüchtlingszelt auf der Place
Clairefontaine. Kaum dringt die
Sonne zwischen den Wolken
durch, wird es unerträglich heiß
unter der weißen Plane. Hier hält
der Luxemburger Flüchtlingsrat
(LFR) am Weltflüchtlingstag eine
Pressekonferenz ab, um auf die
weltweite Flüchtlingslage auf-
merksam zu machen.

2018 waren 70,8 Millionen Men-
schen auf der Flucht. Das sind fast
fünf Millionen mehr als 2016. Die
wichtigsten Aufnahmeländer sind
die Türkei mit 3,7 Millionen
Flüchtlingen, Pakistan (1,4 Millio-
nen), Uganda (1,2 Millionen), Su-
dan (1,1 Millionen) und Deutsch-
land mit 1,1 Millionen. Die Zahlen
zeigen: Es sind die ärmsten Län-
der, die die meisten Flüchtlinge
aufnehmen. „Die reichen Länder
nehmen im Schnitt 2,7 Flüchtlinge
pro 1 000 Einwohner auf, die ar-
men Länder im Schnitt 5,8 Flücht-
linge“, sagte Nénad Dubajic vom
Centre d'étude et de formation in-
terculturelles et sociales (Cefis).

In Luxemburg wurden vergan-
genes Jahr 3 694 Erstantragsteller
pro Million Einwohner registriert.
Damit liegt Luxemburg hinter Zy-
pern (8 805), Griechenland (6 051)
und Malta (4 276) an vierter Stelle
der europäischen Länder mit den
meisten Asylanträgen.

Europäische Abschottungspolitik

Insgesamt haben 2018 in Europa
580 800 Personen einen Erstan-
trag auf Asyl gestellt, elf Prozent
weniger als im Vorjahr. Für die
Mitglieder des Flüchtlingsrats ist
das keine gute Nachricht, denn der
Rückgang ist nicht auf den Um-
stand zurückzuführen, dass sich
die Lage in der Welt verbessert
hätte, sondern weil Europa mit Li-

byen und der Türkei Abkommen
ausgehandelt hat und sie finanzi-
ell unterstützt, damit die Flücht-
linge nicht nach Europa gelangen,
wohl wissend, dass die Vertrie-
benen dort unter unwürdigen Be-
dingungen leben müssen.

„In Libyen gibt es bewiesene
Fälle von Folter und Sklaverei“,
sagte Frank Wies von Amnesty
Luxemburg. „Die europäischen
Institutionen und die europäi-
schen Regierungen wissen um
diese Umstände, dennoch tut die
EU so, als ob Libyen ein geeigne-
ter Partner sei, um die so ge-
nannte Flüchtlingswelle einzu-

dämmen. Diese Zusammenarbeit
muss aufhören, solange die Men-
schenrechtssituation in Libyen die
ist, die sie ist“, so Frank Wies.

Italien hat sogar ein Dekret er-
lassen, das Menschen bestraft, die
Flüchtlinge aus dem Mittelmeer
retten und an die italienische Küs-
te bringen. „Und die EU schweigt
zu all dem“, so Wies, „aber viel-
leicht ist sie auch einfach nur zu
sehr damit beschäftigt, die macht-
vollen EU-Posten zu besetzen“.

Der Flüchtlingsrat bemängelt
auch, dass es mit der Reform des
Dublin-Abkommens nicht voran-
geht. Das aktuelle System, das die

Länder an den europäischen Au-
ßengrenzen stark belastet, sei zu-
tiefst ungerecht. Zudem greife das
System nicht mehr. Wegen der un-
menschlichen Bedingungen bezie-
hungsweise der flüchtlingsfeind-
lichen Politik schickt Luxemburg
keine Asylbewerber mehr nach
Griechenland und Ungarn zurück.
Rückführungen nach Italien aber
sind immer noch möglich und
werden von Fall zu Fall entschie-
den, weil die Bedingungen dort als
weniger schlimm erachtet wer-
den. Der Flüchtlingsrat fordert ein
gerechteres und menschlicheres
Verteilungssystem und möchte,

dass die Rückführungen nach Ita-
lien gestoppt werden.

Luxemburg kann mehr machen

Luxemburg macht viel zur Integ-
ration von Flüchtlingen, kann aber
noch mehr machen, findet der
Flüchtlingsrat. Der Ende 2017 ge-
schaffene Parcours intégration ac-
compagné (PIA) sei ins Stocken
geraten und „wir wissen nicht, wie
es damit weitergeht“, so Paul Est-
gen von Reech eng Hand. Die Frist
zur Einreichung von Hilfsprojek-
ten im Rahmen des Plan national
d'intégration sei zu kurzfristig ge-
wesen, sagte Estgen. „Und die vor-
geschriebene maximale Laufzeit
der Projekte von vier Monaten
entspricht nicht unserer Praxis.“
Was fehle, sei ein klarer gesetzli-
cher Rahmen für Organisationen,
die mit Projekten in der Flücht-
lingshilfe aktiv werden wollen.

Ein großes Problem für die ge-
samte Luxemburger Gesellschaft
und speziell für anerkannte
Flüchtlingsfamilien ist die Suche
nach einer Wohnung. 50 Prozent
der Menschen in den Flüchtlings-
heimen sind anerkannte Flücht-
linge, die weiter dort leben müs-
sen, weil es an geeigneten Woh-
nungen fehlt. Der Flüchtlingsrat
fordert zudem, dass Asylbewer-
bern der Zugang zum Arbeits-
markt und zu Beschäftigungs- und
Ausbildungsmaßnahmen erleich-
tert wird.

Ein weiterer Punkt sind die
Structures d'hébergement d'ur-
gence (SHUK), die 2017 in den
Messehallen in Kirchberg einge-
richtet wurden und durch eine halb
offene Einrichtung ersetzt werden
sollten. Der Flüchtlingsrat fordert
die Regierung auf, ihr Verspre-
chen einer menschenwürdigeren
Unterbringung von abgelehnten
Asylbewerbern einzulösen.

In Europa wurden 2018 weniger Asylanträge gestellt als im Vorjahr. Das hat vor allen Dingen mit der
europäischen Abschottungspolitik zu tun, sagt der Luxemburger Flüchtlingsrat. Foto: Chris Karaba

Dramatisch, tragisch, katastrophal
Entwicklungshilfeministerin Paulette Lenert beschreibt der Presse ihre Eindrücke von Bangladesch

Nicht nur in Europa ist die Flücht-
lingsproblematik in den vergange-
nen Jahren Teil der Realität. Auch
andere Länder in der Welt, die oft
über weitaus weniger Wohlstand
und Reichtum verfügen als die eu-
ropäischen Nationen, haben ver-
mehrt Flüchtende aufgenommen.
So etwa das in Südostasien gele-
gene Bangladesch, das, trotz wirt-
schaftlichem Aufschwung, noch
immer zu den ärmsten Ländern der
Welt zählt. Seit der Rohingya-Kri-
se im Herbst 2017 hat das Land fast
eine Million Flüchtende aufgenom-
men.

Vom 10. bis zum 13. Juni hat die
luxemburgische Kooperationsmi-
nisterin Paulette Lenert (LSAP) das
Land besucht, um sich einen Über-
blick über die Entwicklungshilfe zu
verschaffen, welche die luxembur-
gische Regierung und andere,
Nichtregierungsorganisationen vor
Ort leisten. Neben einer Visite des
Rohingya-Flüchtlingslagers Kutu-
palong in Cox's Bazar besuchte Le-
nert die Gegend der Textilindust-
rie rund um die Hauptstadt Dhaka
sowie den entlegenen Norden des

Landes, wo zwei luxemburgische
Organisationen aktive Hilfe leis-
ten.

„Mit fällt es noch immer schwer,
alle gesammelten Eindrücke zu
verarbeiten“, so die Kooperations-
ministerin, als sie von ihrer Reise
erzählt. Mehrmals beschreibt sie
die Lage in Bangladesch als dra-

matisch, tragisch oder katastro-
phal. Ihre Feststellung geht dabei
noch weiter: „Für Länder wie Bang-
ladesch ist ein solcher Strom an
Flüchtlingen eigentlich doppelt
dramatisch, da sie selbst mit ext-
remer Armut zu kämpfen haben.“
Dementsprechend schlecht sind die
Bedingungen, die Lenert im Flücht-

lingslager Kutupalong vorfand.
„Der Lebensstandard dort ist weit
unter den Normen, welche das Ho-
he Flüchtlingskommissariat der
Vereinten Nationen vorschreibt.“
Zwischen August und September
2017 sind 700 000 Rohingyas aus
dem benachbarten Myanmar im
Lager angekommen. Neben den
humanitären Problemen stellt auch
die Umwelt eine existenzielle Be-
drohung für das Lager, das Lenert
als tickende Zeitbombe beschreibt,
dar. Deshalb auch ihr Appell an die
Internationale Gemeinschaft, eine
politische Lösung für das Problem
zu finden, statt nur zuzusehen, wie
„ein Staat im Staat entsteht“.

Ungewisse Zukunft

Doch trotz ihrer eigenen prekären
Situation hätte die einheimische
Bevölkerung die Flüchtenden mit
viel Solidarität und Hilfsbereit-
schaft empfangen, berichtet Marc
Elvinger von der Hilfsorganisation
Friendship. Dennoch sieht er die
Stabilität des Landes und den Zu-
sammenhalt der Bevölkerung in
Gefahr: „Bangladesch steht vor ei-

ner großen Zerreißprobe. Die Kri-
se riskiert die Stabilität der De-
mokratie zu untergraben.“

Auch die Hilfsorganisationen
stellt die Lage vor richtungswei-
sende Herausforderungen. Denn
Friendship ist eigentlich auf Ent-
wicklungshilfe spezialisiert und
nicht auf die Betreuung von Flücht-
lingen. „Wir müssen uns fragen, wie
wir uns in Zukunft ausrichten wol-
len. Mittlerweile fließt ein Drittel
unseres Budgets in die Unterstüt-
zung der Menschen in den La-
gern.“

Die Organisation ist vor allem
im Norden von Bangladesch aktiv.
Friendship unterstützt dort die
Bevölkerung, die abgelegen auf
kleinen Inseln lebt und akut vom
Klimawandel bedroht ist, insbe-
sondere durch Überschwemmun-
gen. Die Mitarbeiter bilden des-
halb die Menschen vor Ort in Um-
weltkrisenbewältigung aus. Dane-
ben betreibt Friendship mehrere
Schulen und Spitalschiffe, die den
Menschen den Zugang zu den me-
dizinischen Grundbedürfnissen
ermöglichen. Bep

Kooperationsministerin Paulette Lenert besuchte unter anderem
Kutupalong, das größte Flüchtlingslager der Welt. Foto: Guy Jallay


